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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

1. Abgeordneter Wieviel Wohnungen weniger wurden unter 
Dr. Schulze- Verantwortung der derzeitigen Bundesregie- 

Vorberg rung 1969 gebaut und werden 1970 voraus- 

sichtlich fertiggestellt als in den Jahren vorher 
von den damaligen Bundesregierungen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

2. Abgeordneter Decken sich die Feststellungen des französi- 

Dr. Ahrens sehen Forschers Cousteau über die schädlichen 

Wirkungen zivilisatorischer Einflüsse auf die 
Meeresbiologie auch mit anderen Forschungs- 
ergebnissen? 

3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung auf der Grundlage 

Dr. Ahrens dieser Forschungsergebnisse bereit und in der 

Lage, die Ablagerung von Industrieabfällen 
in Nord- und Ostsee auch bereits vor Abschluß 
internationaler Übereinkommen jedenfalls in- 
soweit zu verhindern, als diese Ablagerung 
von deutschen Küsten aus erfolgt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

4. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die vom Bundes- 

Seefeld verband Deutscher Zeitungsverleger erhobe- 

nen Bedenken gegenüber der von den Rund- 
funkanstalten geplanten Einführung von soge- 
nannten Service-Sendungen für Autofahrer? 

5. Abgeordneter Wieweit sind die Überlegungen hinsichtlich 

Peiter der Einrichtung eines zentralen Institutes für 

Verbrechensverhütung gediehen? 

6. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die zu- 

Dröscher nehmende Verwendung von aus Kunststoff 

gefertigten Einweg-Flaschen, nachdem damit 
zwar gewisse Erleichterungen für Erzeuger 
und Verbraucher erreicht werden, aber eine 
nachhaltige Erschwerung der Müllbeseitigung 
eintritt und die Möglichkeit, auf solche Fla- 
schen schon beim Verkauf einen Zuschlag zu 
erheben, der in die öffentlichen Kassen fließt 
mit dem Ziel, daß die Erträge Staat und Ge- 
meinden für die spätere Beseitigung und da- 
mit für den Umweltschutz zur Verfügung ge- 
stellt werden? 
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7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, unter Berück- 
Storm sichtigung des Urteils des Dritten Senats des 

Bundesarbeitsgerichtes vom 22. Oktober 1969 
— Az.: 3 AZR 483/68 — die derzeitige Rege- 
lung des Bundesbesoldungsgesetzes bezüglich 
der Stellenzulage für Beamte der besonderen 
Fachrichtungen, insbesondere die Fußnote zur 
Besoldungsgruppe A9 - All, zu prüfen und 
gegebenenfalls dahin gehend zu ändern, daß 
Beamten der besonderen Fachrichtungen des 
gehobenen Dienstes, z. B. graduierten Inge- 
nieuren im Fachgebiet Schiffsmaschinendienst, 
auf dem Verordnungswege zugebilligt wird, 
daß das nach der Bundeslaufbahnverordnung 
vom 27. April 1970 an Stelle der Laufbahn- 
prüfung geforderte Befähigungszeugnis C 6 in 
besoldungsmäßiger Hinsicht der Laufbahn- 
prüfung gleichgestellt wird, um dann den Be- 
troffenen eine entsprechende Stellenzulage 
zu gewähren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


8. Abgeordnete Wie hoch ist der für Leistungen des Hotel- 
Frau Funcke gewerbes anzuwendende Mehrwertsteuersatz 
in den europäischen Ländern, die bereits ein 
Nettoumsatzsteuer-System eingeführt haben? 

Ist die Bundesregierung bereit anzuordnen, 
daß den Lohnsteuerpflichtigen ab 1971 bei 
der Steuerjahresausgleichszahlung statt der 
bisher üblichen Zahlungsanweisung eine de- 
taillierte Abrechnung zugestellt wird? 

10. Abgeordneter Da seit mehreren Jahren von vielen Sach- 

Picard verständigen, zuletzt auch von der Mineral- 

ölwirtschaft, darauf hingewiesen wird, daß der 
Hubraum als Bemessungsgrundlage für die 
Kraftfahrzeugsteuer die Entwicklung größerer 
und ruhiger laufender Motoren, die mit blei- 
freien Kraftstoffen betrieben werden könn- 
ten, erschwert oder gar verhindert, frage ich 
die Bundesregierung, wann sie ernsthaft an 
eine Reform der Kraftfahrzeugsteuer heran- 
zugehen gedenkt? 

Soll bei einer evtl, beabsichtigten Reform der 
Kraftfahrzeugsteuer auch das Erhebungsver- 
fahren dieser Steuer vereinfacht werden, und 
an welche Methoden der Vereinfachung ist 
hier gegebenenfalls gedacht? 

12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die An- 
von Bockelberg wendung der derzeitigen Fassung des Ab- 
schnitts 20 a EStR zu erheblichen Schwierig- 
keiten bei der Berechnung, die in keinem 
Verhältnis zum Arbeitsaufwand steht, und 


11. Abgeordneter 

Picard 


9. Abgeordneter 

Gramer 
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zu einem steten Zankapfel zwischen Finanz- 
ämtern und Steuerpflichtigen führt (Abschnitt 
20 a Abs. 1 letzter Satz)? 

13. Abgeordneter Könnten die erforderlichen Schätzungen der 

von Bockelberg Anteile, die auf nichtabzugsfähige Aufwen- 

dungen für Fahrten zwischen Wohnung und 
Betrieb (§ 4 Abs. 5 i. V. m. § 9 Abs. 1 Ziff. 4 
EStG) entfallen, künftig auf Antrag im Rah- 
men des Abschnitts 118 EStR durch einen Zu- 
schlag zum nach Abschnitt 118 Abs. 2 Satz 3 
EStR zu ermittelnden Betrag durchgeführt 
werden? 


14. Abgeordneter In welchem Umfang haben in den Monaten 

Leicht August und September diesen Jahres Dienst- 

stellen des Bundes, oder Dienststellen, die im 
Aufträge des Bundes tätig sind, fällige Rech- 
nungen aus Mangel an Zahlungsmitteln nicht 
alsbald nach Fälligkeit beglichen? 


15. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
Leicht nehmen, um künftig die fristgerechte Bezah- 

lung fälliger Rechnungen sicherzustellen und 
damit der Forderung von Verzugszinsen und 
der Androhung der Einstellung von Bauvor- 
haben entgegenzuwirken sowie die Auswir- 
kungen der mangelnden Zahlungsfähigkeit 
des Bundes vor allem auf mittelständische 
Unternehmen zu mildern, die auf pünktlichen 
Geldeingang angewiesen sind, um die Gehäl- 
ter und Löhne rechtzeitig bezahlen zu können? 


16. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die geltenden Vor- 
Krockert Schriften der Verdingungsordnung für Bau- 

leistungen, insbesondere die Gewährleistungs- 
frist von nur zwei Jahren, angesichts der in 
der Öffentlichkeit diskutierten Häufigkeit von 
Bauschäden für noch ausreichend? 


17. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Krockert in der Verdingungsordnung für Bauleistungen, 

notfalls im Rahmen anderer einschlägiger Vor- 
schriften, Qualifikationsanforderungen für 
Planverfasser niederzulegen, um die Urteils- 
fähigkeit über das Baumaterialienangebot und 
über mögliche Schadensursachen zu fördern 
sowie unzuverlässige Planverfasser auszu- 
schließen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Minister- 

Blumenfeld rat der Europäischen Gemeinschaften baldige 

Beschlüsse über die Verwirklichung der ge- 
meinsamen Außenhandels-, Investitions- und 
Kreditpolitik gegenüber Drittländern - — ins- 
besondere den Ländern des COMECON • — her- 
beizuführen? 
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19. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 

Blumenfeld Wirkungen ihrer Deutschlandpolitik auf die 

handelspolitische Behandlung der DDR durch 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft? 

20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen Erfah- 

Dr. Schmitt- rungsbericht über den Beitrag der Bundesre- 

Vockenhausen publik Deutschland zur Weltausstellung in 

Tokio der interessierten Öffentlichkeit vor- 
zulegen? 

21. Abgeordneter Wieviel Milliarden D-Mark haben durch die 

Dröscher Teuerung die deutschen Sparer in den 19 

Jahren eingebüßt, da die Richtlinien der Bun- 
desregierung von Kanzlern der CDU/CSU be- 
stimmt wurden, wenn man die Berechnungs- 
methode zugrundelegt, die der CDU-Gene- 
ralseketär Dr. Heck am 20. September in 
einem Interview mit dem Südwestfunk an- 
stellte? 

22. Abgeordneter Wie haben sich die Abgabepreise der Erzeu- 

Schmidt ger von Baustahl pro Tonne in der Bundes- 

(Kempten) republik Deutschland seit Januar 1969 (monat- 

lich) entwickelt? 

23. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ver- 

Dr. Fuchs sorgung der Bevölkerung mit Hausbrandstof- 

fen, insbesondere mit Koks für die Winter- 
monate in der Bundesrepublik Deutschland, 
vor allem im ostbayerischen Grenzland? 

24. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Dr. Fuchs rung ggf. zu treffen, um eine ausreichende und 

fristgerechte Versorgung der privaten Haus- 
haltungen sicherzustellen? 

25. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die kürz- 

Höcherl lieh in einem Interview geäußerte Meinung 

des parlamentarischen Staatssekretärs im Bun- 
desministerium für Wirtschaft, Philip Rosen- 
thal, wonach „unter dem Strich" die Einkom- 
men im Durchschnitt eine reale Steigerung 
von 9Vo (8,5Vo / 7,5Vo) erfahren haben, obwohl 
der Anstieg der Preise für Lebenshaltung, 
Wohnraumbeschaffung und -nutzung z. T. weit 
über dem statistischen Durchschnitt liegt und 
der nominale Einkommenszuwachs durdi 
überproportionale Lohnsteuerzahlungen ge- 
mindert wird? 

26. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Höcherl kürzlich aus dem Bundesministerium für Wirt- 

schaft ausgeschiedenen parlamentarischen 
Staatssekretärs, Dr. Klaus Dieter Arndt, daß 
man mit einer Geldentwertung von 3 bis 4 Vö 
leben müsse? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


27. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die zahlreichen aus- 

Dr. Schmidt ländischen und internationalen Berichte — z. B. 

(Wuppertal) der Bericht des Generalsekretärs der UN be- 

züglich der Umweltkonferenz und der Bericht 
des US-Innenministers an Präsident Kenne- 
dy — bekannt, wonach eine Reihe deutscher 
Maßnahmen für den Schutz der Natur und 
der Landschaft und anderer Umweltbereiche 
als vorbildlich bezeichnet werden? 

28. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung — trotz der Tat- 

Dr. Schmidt Sache, daß noch vieles geschehen muß — die 

(Wuppertal) Auffassung des Bundesbeauftragten Prof. 

Grzimek, wonach der „ungeheuere Rückstand" 
der Bundesrepublik Deutschland auf diesen 
Gebieten gegenüber den USA und vielen 
europäischen Nachbarstaaten „peinlich" sei? 

29. Abgeordneter Weiche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Gallus ergriffen, die Forschung in die Lage zu ver- 

setzen, durch Neuzüchtung von nikotinarmen 
bzw. nikotinfreien Tabaksorten mit geringe- 
ren teerhaltigen Rückständen zur Beseitigung 
der gesundheitsschädlichen Nebenwirkungen 
des Rauchens beizutragen? 

30. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 

Schmidt Fraktion der CDU/CSU, daß der Struktur- 

(Kempten) wandel der deutschen Landwirtschaft zu be- 

schleunigen ist? 

31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Rahmen des Ver- 

Dr. Früh waltungsausschußverfahrens an der beträcht- 

lichen Herabsetzung der Ausfuhrerstattung 
für Getreide, die seit August in Kraft getre- 
ten ist, beteiligt gewesen? 

32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung den Bestrebungen 

Dr. Früh auf Herabsetzung der Erstattung entgegenge- 

treten, die auf Grund des im Frühjahr 1971 
zu erwartenden Drucks französischer Ware 
auf den deutschen Markt eine Gefährdung des 
derzeitigen Marktpreises befürchten lassen? 

33. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 

Dr. Ritz große Anzahl von landwirtschaftlichen Be- 

trieben die Erhebungsbögen zur Abwicklung 
des DM-Aufwertungsausgleichs nicht oder 
erst nach Ablauf der Einreichungsfristen an 
die landwirtschaftlichen Alterskassen zurück- 
gesandt hat? 
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34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich 
Dr. Ritz die notwendigen Maßnahmen einzuleiten, um 

durch eine Verlängerung der Ausschlußfristen 
bis zum 31. Dezember 1970 allen antragsbe- 
rechtigten Betrieben die Möglichkeit zu geben, 
den DM-Aufwertungsausgleich noch zu erhal- 
ten? 


35. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die von der durch 

Schröder staatliche Mittel finanzierte Arbeitsgemein- 

(Sellstedt) Schaft der Verbraucherverbände aufgestellten 

Behauptungen zu Fragen der Erhöhung des 
Trinkmilchpreises: 

„ — Eine Erhöhung der Trinkmilchpreise 
würde außerdem eine weitere Anhebung 
der ohnehin überhöhten Preise für Frisch- 
milchprodukte zur Folge haben, 

— die Trinkmilchpreiserhöhung käme kei- 
neswegs der Landwirtschaft insgesamt 
zugute, sondern nur einer Minderheit 
von 15Vo der Milchbauern, 

— das Argument einer entsprechenden Ko- 
stensteigerung sei bisher völlig unbe- 
wiesen, 

— eine Preiserhöhung erscheine bei einem 
Produkt, das in anderer Form — nämlich 
als Butter und Milchpulver — nach wie 
vor mit Hilfe von Milliardensubventionen 
am Weltmarkt verschleudert werde, wirt- 
schaftlich völlig unangebracht."? 

36. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Schröder nehmen, um sachfremde Behauptungen der 

(Sellstedt) Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbän- 

de, die das Klima zwischen Verbrauchern und 
der Landwirtschaft belasten, zukünftig zu un- 
terbinden, und wie steht sie selbst zu einer 
Anhebung des Trinkmilchpreises? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


37. Abgeordneter Hätte nicht der sehr kräftige Anstieg der 

Varelmann Steuereinnahmen Anlaß bieten müssen, für 

das Jahr 1970 der Rentenversicherung nach 
den früheren Schlüsselzahlen die Bundeszu- 
schüsse zu zahlen? 

38. Abgeordneter Sind nicht die Umstände, die 1967 zur Kür- 

Varelmann zung der Bundeszuschüsse zur Rentenver- 

sicherung führten, längst überholt? 
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39. Abgeordneter Läßt sich die Erwägung im Rentenbericht 

Strohmayr (Drucksache VI/1126, S. 34, Nr. 4 Doppel- 

buchstabe cc, letzter Absatz) mit dem Gleich- 
berechtigungsgesetz, das auf Artikel 3 GG 
fußt, vereinbaren, daß die Zahlung von Wit- 
werrente wegen nicht unerheblicher Mehr- 
aufwendungen nicht verantwortet werden 
kann? 

40. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Strohmayr überwiegende Teil der berufstätigen Ehe- 

frauen zum gemeinsamen Unterhalt der Fa- 
milie beitragen muß, die aber oft jahrzehnte- 
lang gezahlten Pflichtbeiträge zur Renten- 
versicherung der Familie bei Ableben der 
berufstätigen Frau vor Erreichen der Alters- 
grenze verloren gehen? 

41. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der beabsich- 

Dr. Häfele tigten Überprüfung des Gesetzes zur Förde- 

rung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft auch den Vorschlag einer zyklisch 
gestuften Arbeitslosenversicherungsleistung 
von John Kenneth Galbriath berücksichtigen, 
wonach der Zusammenhang zwischen Produk- 
tionsleistung und wirtschaftlicher Sicherheit 
dadurch gelockert wird, daß bei Vollbeschäfti- 
gung die Unterstützungssätze geringer, bei 
zunehmender Arbeitslosigkeit höher sind? 

42. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch eine 
Dr. Kempfier Gesetzesinitiative Härtefälle zu vermeiden, 

die dadurch entstehen, daß die Sozialgerichte 
nach der gegenwärtigen Rechtslage den Hin- 
terbliebenen von Wehrmachtsangehörigen 
Versorgung versagen, wenn sie nicht einwand- 
frei nachweisen können, daß der Soldat den 
Freitod im Zustand einer erheblichen Beein- 
trächtigung der freien Willensbestimmung 
gesucht hat? 

43. Abgeordneter Hielte die Bundesregierung eine Gesetzesän- 
Dr. Kempfier derung für angebracht, wonach der Anspruch 

auf Versorgung der Angehörigen nur dann 
ausgeschlossen wäre, wenn der Soldat aus 
persönlichen Gründen, die nicht wesentlich 
mit der Kriegslage oder den Eigentümlich- 
keiten seines Dienstes zu tun hatten, den 
Freitod gesucht hat? 

44. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung im Zusammenhang 
Geisenhofer mit der „Europäischen Ordnung der sozialen 

Sicherheit Artikel 10" keine Verpflichtung, das 
geltende deutsche Recht so zu ändern, daß 
als Mindestleistung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung auch die ambulante Behandlung 
durch Fachärzte in Krankenhäusern gewähr- 
leistet wird? 
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45. Abgeordneter 
Geisenhofer 


46. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


47. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


48. Abgeordneter 
Weigl 


49. Abgeordneter 
Härzschel 


50. Abgeordnete 

Frau Dr. Orth 


51. Abgeordnete 

Frau Dr. Orth 


Vv'äre es in Anbetracht des Schwesternmangels 
und der Bettennot in den Krankenhäusern 
nicht zweckmäßig, daß für die von niederge- 
lassenen Ärzten eingewiesenen Patienten die 
Vordiagnostik ambulant durchgeführt sowie 
bei jenen Patienten, die früher entlassen wer- 
den könnten, für eine begrenzte Zeit eine am- 
bulante Nachbehandlung vorgenommen wird? 

Hält es die Bundesregierung für vereinbar 
mit dem Grundsatz der Gleichberechtigung, 
wenn weibliche Fahrerinnen von Bussen oder 
Straßenbahnen in öffentlichen Verkehrsbe- 
trieben gegenüber ihren männlichen Kollegen 
einer Reihe von Sonderauflagen unterworfen 
werden? 

Wäre es nicht sinnvoller, unzeitgemäße Er- 
lasse und Anordnungen aus vergangenen Jahr- 
zehnten aufzuheben, statt die Betroffenen auf 
den Weg einer Normenkontrollklage beim 
Bundesverfassungsgericht zu verweisen? 

Bis wann ist mit der Realisierung des von der 
bayerischen Staatsregierung angeregten Son- 
derprogramms der Bundesanstalt für Arbeit 
für strukturschwache Räume Bayerns mit er- 
höhter Anfälligkeit für überdurchschnittliche 
Flächenarbeitslosigkeit zu rechnen? 

Wie hoch waren die Darlehen, die in den Jah- 
ren 1968 und 1969 von den Rentenversiche- 
rungsträgern den Versicherten zur Erstellung 
von Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
gewährt wurden von der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte und von den 
Landesversicherunganstalten? 

Trifft es zu, was in der ZDF-Sendung „Länder- 
spiegel" vom 26. September 1970 festgestellt 
wurde, daß von insgesamt 145 000 eingereich- 
ten Anträgen zum Arbeitsförderungsgesetz 
62 000 noch nicht bearbeitet worden sind? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit 
zur Vermeidung unbilliger Härten für die An- 
tragsteller, die Bearbeitung dieser Anträge zu 
beschleunigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


52. Abgeordneter 
Pawelczyk 


Wie viele Berufsoffiziere wurden bisher zu 
einem Hochschulstudium abkommandiert? 


53. Abgeordneter 
Pawelczyk 


Welche Laufbahnen sind für diese Offiziere 
vorgesehen? 
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54. Abgeordneter 
Gramer 


55. Abgeordneter 
Maudier 


56. Abgeordneter 

Maudier 


57. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


58. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


59. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


60. Abgeordnete 

Frau Huber 


61. Abgeordnete 

Frau Huber 


Trifft es zu, daß eine Musterungskammer in 
Karlsruhe den Antrag des quersdinittgelähm- 
ten Vaters eines Wehrpflichtigen aus Haltin- 
gen (bei Lörrach), seinen Sohn von der Ab- 
leistung des Grundwehrdienstes zurückzustel- 
len, da er ohne die Hilfe seines Sohnes sein 
Geschäft nicht mehr existenzfähig halten kann, 
abgelehnt hat mit der Begründung, der Vater 
könne seine Kunden ja im Rollstuhl bedienen, 
imd ist die Musterungskammer überhaupt 
zuständig für die Entscheidung über solche 
Zurückstellungsanträge ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Bundeswehrkapellen als sogenannte Werbe- 
spiele bei Veranstaltungen der Jugend zu ver- 
billigten Honoraren spielen? 

Wenn ja, werden solche Werbespiele auch bei 
den Jugendgruppen der politischen Parteien 
durchgeführt? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
landwirtschaftliche Betriebshelfer grundsätz- 
lich vom Wehrdienst freizustellen, wenn sich 
die betreffenden Personen verpflichten, für 
eine gewisse Zeit hauptberuflich als Betriebs- 
helfer tätig zu sein? 

Welche Hindernisse stehen entgegen, land- 
wirtschaftliche Betriebshelfer insoweit Ent- 
wicklungshelfern gleichzustellen? 

Trifft die Angabe eines deutschen Nachrichten- 
magazins zu, wonach der frühere Verteidi- 
gungsminister Franz Josef Strauß den Ab- 
schluß der erforderlichen Entwicklungsarbeiten 
am Typ des Starfighters zugunsten einer bal- 
digen Indienststellung nicht abgewartet habe 
und einer Aktennotiz des Bundesverteidi- 
gungsministeriums zufolge wie folgt entschie- 
den haben soll: „Von dem Herrn Minister 
wurde entschieden, daß die Einhaltung der 
Liefertermine . . . den Vorrang hat und dem- 
gemäß auf eine Abnahme des Entwicklungs- 
ergebnisses verzichtet werden müsse." ? 

Trifft es zu, daß die Versorgung von Bundes- 
wehreinheiten mit Frischobst — z. Z. bei- 
spielsweise mit den hier im Rheinland reich- 
lich vorhandenen Äpfeln — auf Grund büro- 
kratischer Erschwernisse beim Einkauf sich 
sehr schwierig gestaltet oder gar unmöglich 
ist? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
eine bessere und der Jahreszeit entsprechende 
Versorgung der Truppenteile mit frischem 
Obst sicherzustellen? 
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62. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach die Bundes- 
Niegel regierung die Wehrpflicht im Jahre 1973 auf 

15 Monate verkürzen will? 


63. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in letz- 

Rawe ter Zeit die Lärmbelästigungen durch militä- 

rische Strahlflugzeuge erheblich zugenommen 
haben? 

64. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Rawe die z. T, bedrohlichen Lärmbelästigungen ab- 

zustellen? 

65. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung die aus- 

Vogel gewiesenen Tieffluggebiete und Tiefflugstrek- 

ken zu überprüfen, um festzustellen, welche 
der o. g. Gebiete und Strecken aufgehoben 
oder neu festgesetzt werden müssen, um einen 
besseren Schutz der Zivilbevölkerung vor 
Lärmbelästigungen sicherzustellen? 

66. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, über das Er- 

Vogel gebnis ihrer Untersuchungen zu Frage 65 als- 

bald dem Verteidigungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages zu berichten? 

67. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Regie- 

Berding rungen der NATO-Partner darauf hinzuwir- 

ken, daß auch die Besatzungen von Flugzeu- 
gen befreundeter Staaten strikt die Vorschrif- 
ten über Mindestflughöhen usw. einhalten? 

68. Abgeordneter Gibt es in der Bundesregierung Überlegungen, 

Berding die Mindestflughöhen für Strahlflugzeuge her- 

aufzusetzen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


69. Abgeordnete Ist der Bundesregierung der Artikel „Wer 
Frau Schimschok kontrolliert die Milchküchen" aus der Zeit- 
schrift „Selecta" — Nr. 4 vom 26. Januar 
1970 — bekannt, in dem darauf hingewiesen 
wird, daß Säuglingsmilch in Krankenhäusern 
häufig Bakterien, z. B. Koli-Bakterien, die bei 
Säuglingen Darmentzündungen hervorrufen 
können, aufweist, wobei oft Keimzahlen er- 
reicht werden, bei denen in einigen Bundes- 
ländern die Abgabe von Milch selbst an 
Schulkinder verboten ist, und welche Bedeu- 
tung mißt die Bundesregierung dieser gefähr- 
lichen Tatsache bei? 
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70. Abgeordnete 
Frau Sdiimsdiok 


71. Abgeordneter 
Dasdi 


72. Abgeordneter 
Dasch 


73. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 


74. Abgeordneter 
Dr, Wagner 
(Trier) 


75. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 


76. Abgeordneter 
Susset 


Besteht die Möglichkeit, die in den Vereinig- 
ten Staaten zum Schutz der Säuglingsmilch 
vorgeschriebene Schluß Sterilisation in Kran- 
kenhäusern auch in der Bundesrepublik 
Deutschland gesetzlich festzulegen, nachdem 
bei diesem Verfahren nahezu jede Infektions- 
möglichkeit ausgeschaltet wird, kein notwen- 
diger Bestandteil der Säuglingsnahrung ver- 
loren geht und das durch die Erhitzung in Mit- 
leidenschaft gezogene Vitamin C auf anderem 
Wege ersetzt werden kann? 


Glaubt die Bundesregierung, die Erhöhung des 
Kindergeldes für jedes dritte Kind um 10 DM 
und die Erhöhung der Freigrenze bei den 
Zweitkindern sei genügend, um die gestie- 
genen Lebenshaltungskosten der Familien mit 
zwei und mehr Kindern auszugleichen? 


Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 
daß dadurch besonders die Familien mit vier 
und mehr Kindern die gestiegenen Lebens- 
haltungskosten allein zu tragen haben? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 
stimmung des Ausbildungsförderungsgesetzes, 
nach der für eine Ausbildung deutscher Schü- 
ler im Ausland keine Förderung gewährt wird, 
sich besonders im westlichen Grenzstreifen 
der Bundesrepublik Deutsdiland nachteilig für 
eine gewisse Zahl von Schülern auswirkt, die 
aus sachlich durchaus fundierten Gründen eine 
Schule im Ausland besuchen? 


Ist die Bundesregierung bereit, möglichst 
schnell eine Novelle zum Ausbildungsförde- 
rungsgesetz vorzulegen, mit der entweder 
die allgemeine Gleichstellung einer Ausbil- 
dung im Ausland mit der Ausbildung in der 
Bundesrepublik Deutschland, oder zumindest 
eine befriedigende Lösung für die Schüler im 
Grenzgebiet herbeigeführt wird? 


Ich frage die Bundesregierung, warum das 
Ratifikationsverfahren hinsichtlich der UNO- 
Einheits-Konvention über Suchtstoffe 1961 
noch nicht eingeleitet und wann mit der Ein- 
leitung zu rechnen ist? 


Beabsichtigt die Bundesregierung den im § 28 
des Ausbildungsförderungsgesetzes vorge- 
sehenen Beirat, der Vorschläge für die Durch- 
führung und weitere Ausgestaltung der ge- 
setzlichen Regelung der individuellen Förde- 
rung erarbeiten soll, in Bälde zu berufen? 
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77. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung neue Aus- 
Susset bildungsformen, wie z. B. die des Fernunter- 

richts, für die Einbeziehung in die Ausbil- 
dungsförderung vorzuschlagen und ist zu er- 
warten, daß die Bundesregierung initiativ 
wird, um alle förderungswürdigen Ausbil- 
dungsbereiche bundeseinheitlich zu regeln? 


Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und fttr das Post- und Fernmeldewesen 


78. Abgeordneter Welche Möglichkeit hat die Bundesregierung 

Seefeld beim Neubau von Bundesautobahnstrecken 

sicherzustellen, daß die Inbetriebnahme der 
Notrufsäulen nicht erst — wie in der Regel 
üblich — ein bis zwei Jahre nach der Ver- 
kehrsfreigabe erfolgt? 

79. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung als übergangs- 

Koenig regelung bis zur endgültigen Abschaffung der 

grünen Versicherungskarte für möglich, im 
internationalen Grenz verkehr eine Aufklebe- 
plakette einzuführen, die gut von außen sicht- 
bar ist, um somit eine bedeutend zügigere 
Grenzabfertigung zu erreichen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das von 
der Kommission ,, Deutsche Tiefwasserhäfen" 
des Bundesverkehrsministeriums und der vier 
beteiligten Bundesländer nach 15-monatiger 
Arbeit vorgeiegte Ergebnis? 

81. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 

Dr. Apel daß die nötigen Meinungsbildungs- und Ent- 

scheidungsprozesse für den künftigen Stand- 
ort des deutschen Tiefwasserhafens so be- 
schleunigt werden, daß der Verkehrs Wirtschaft 
und der regionalen Entwicklung Norddeutsch- 
lands keine unnötigen Nachteile entstehen? 

82. Abgeordneter Ist der Bundesregiening bekannt, wie viele 
Dr. Schwörer ermäßigte Fahrkarten an Rentner während der 

von der Deutschen Bundesbahn durchgeführ- 
ten „Aktion 65" verkauft wurden und wie 
hoch der Gewinn der Deutschen Bundesbahn 
aus den verkauften Fahrkarten war? 

83. Abgeordneter Ist die Bundesregierxmg bereit, auf die Deut- 
Dr. Schwörer sehe Bundesbahn dahin gehend einzuwirken, 

ähnlich wie in anderen europäischen Ländern 
Rentnern u. a. auch wegen der gestiegenen 
Lebenshaltungskosten, während des ganzen 
Jahres ermäßigte Fahrpreise einzuräumen? 


80. Abgeordneter 
Dr. Apel 
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84. Abgeordneter 

Becher 

(Nienberge) 


85. Abgeordneter 
Becher 
(Nienberge) 


86. Abgeordneter 

Dr. Enders 


87. Abgeordneter 

Dr, Enders 


88. Abgeordneter 

Rasner 


89. Abgeordneter 
Rasner 


90. Abgeordneter 

Scheu 


91. Abgeordneter 

Scheu 


92. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Ist die Bundesregierung bereit, an den 
Böschungen von Bundesautobahnen, bzw. 
autobahnähnlich ausgebauten Bundesstraßen, 
die in Dammlage an bestehenden Wohnge- 
bieten in für Lärmschutz ungenügendem Ab- 
stand vorbeigeführt werden, den Bau von 
Lärmschutzanlagen (z. B. eine Fertigbaumauer 
hinter den Leitplanken) auf bundeseigenem 
Gelände zu dulden? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Kosten für derartige Lärmschutzanlagen 
in neu ausgewiesenen Wohngebieten von den 
Gemeinden bzw. von den Grundstückserwer- 
bern zu tragen sind? 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
seit der Einführung der Stückgutneuordnung 
im Sommer dieses Jahres aus der Flächenbe- 
dienung der Bevölkerung gewonnen? 

Hält es die Bundesregierung für möglich, durch 
den Ausbau bestehender Umladehallen den 
Warenumschlag zu erhöhen und den Wagen- 
umlauf der Deutschen Bundesbahn zu be- 
schleunigen? 

Wann ist nach dem gegenwärtigen Stand der 
Planung mit der Fertigstellung des nördlich- 
sten Teils der Nord-Süd- Autobahn von Jagel 
(Schleswig) bis Ellung (dänische Grenze) zu 
rechnen? 

Ist die Bundesregierung bereit, der Fertig- 
stellung dieses Autobahnteilstückes im ver- 
kehrsfernsten Raume Norddeutschlands eine 
höhere Dringlichkeitsstufe — früheren Ver- 
sprechungen entsprechend — einzuräumen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Briefe, 
die mit Postwertzeichen, welche Bilder und 
Darstellungen von Objekten aus der DDR 
zeigen, in den meisten Ländern des Ostens 
einschließlich der UdSSR nicht befördert, son- 
dern zurückgeschickt werden? 

Ist die Bundesregierung nicht mit mir der 
Meinung, daß die als Erinnerungsmarken für 
uns Deutsche geschaffenen Briefmarken von 
den Ländern des Ostblocks falsch verstanden 
werden und deshalb generell aus dem Betrieb 
gezogen werden sollten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Postverwaltung der Sowjetzone 
Briefsendungen aus West-Berlin, die mit Post- 
wertzeichen mit dem Kopfbild des Bundes- 
präsidenten Heinemann freigemacht werden, 
an den Absender „wegen Verstoßes gegen die 
gesetzlichen Bestimmungen der DDR“ zurück- 
sendet, und was gedenkt die Bundesregierung 
dagegen zu unternehmen? 
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93. Abgeordneter Wann und bei welchen Briefmarken-Motiven 
Müller der Deutschen Bundespost sind bis in die 

(Berlin) jüngste Vergangenheit hinein von War- 

schauer Pakt-Staaten Postsendungen zurück- 
gewiesen worden? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen, beziehungsweise was gedenkt sie 
zu tun, um der beleidigenden Handlungsweise 
der „DDR" -Post — die laut Pressemeldungen 
200 Briefe zurückgeschickt hat, weil diese mit 
den neuen Berliner Heinemann-Briefmarken 
frankiert waren — wirksam zu begegnen und 
um in Zukunft solche und ähnliche Diskri- 
minierungen zu verhindern? 

95. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die von der DDR 
Erhard verfügte Zurückweisung von Postsendungen, 

(Bad Schwalbach) die mit der Heinemann-Marke freigemacht 
sind, für vereinbar mit dem bestehenden 
Recht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


96. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Begründung 

Dr. Jobst für das „Gesetz über die Zivilverteidigung 

der DDR" mit angeblichen westdeutschen Bür- 
gerkriegsplänen (Die Welt vom 19. September 
1970) unwidersprochen hinnehmen? 

97. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in diesem „Gesetz 

Dr. Jobst über die Zivilverteidigung der DDR" einen 

Akt der Entspannung? 

98. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den in die 

Breidbach Bundesrepublik Deutschland geflüchteten ehe- 

maligen DDR-Bürgern zu garantieren, daß 
ihnen persönlich keinerlei negative Konse- 
quenzen aus der am 11. Dezember 1968 durch 
den Ministerrat der DDR eingeleiteten soge- 
nannten „Aktion Vermögenserfassung" er- 
wachsen? 

99. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die von den 

Breidbach DDR-Behörden geübte Praxis, wonach beste- 

hendes Flüchtlingsvermögen durch Verwal- 
tungsakte (Einziehen von Gebühren, Auf- und 
Umwertungsaktionen) in Forderungen des 
Staates an den Geflüchteten umgewandelt 
werden, als einen unserem Rechtsempfinden 
entgegengerichteten Vorgang zu verurteilen, 
insbesondere dies auf einem möglichen wei- 
teren sogenannten „Deutschen Gipfeltreffen" 
zu tun? 


94. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 
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Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


100. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


101. Abgeordneter 

Niegel 


102. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


103. Abgeordneter 
Walkhoff 


104. Abgeordneter 
Walkhoff 


Welche der beiden Aussagen des Bundes- 
kanzlers hinsichtlich der Bedeutung des 
deutsch-sow j etischen Ge wattverzichtsabkom- 
mens ist die authentische: 

daß mit diesem Vertrag „nichts verloren geht, 
was nicht längst verspielt worden war" — so 
zitiert aus der Femsehansprache in Moskau 
am 12. August 1970 — oder 

lapidar: daß mit diesem Vertrag „nichts ver- 
schenkt wird", wie es in der Erklärung vor 
dem Bundestag am 18. September 1970 hieß, 

und, falls die erste der beiden Versionen 
— daß mit dem Vertrag nichts verloren geht, 
„was nicht längst verspielt worden war" — 
die Meinung der Bundesregierung authentisch 
wiedergibt, welches sind die Fakten, die nach 
Meiniing der Bundesregiening der Formulie- 
rung „was nicht längst verspielt worden war" 
zuzuordnen sind? 

Gibt es Mitglieder der Bundesregierung oder 
parlamentarische bzw. beamtete Staatssekre- 
täre, die neben der deutschen auch eine aus- 
ländische oder nur eine ausländische Staats- 
angehörigkeit besitzen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die laufende Anzeigenserie ihres Presse- und 
Informationsamtes „die Bundesregierung in- 
formiert" nach Inhalt und Zeitplan eine Wahl- 
propaganda, — gezielt auf Bayern und Hes- 
sen — für die derzeitigen Bonner Regierungs- 
parteien sein soll, da offenbar auf objektive 
imd umfassende Informationen für unsere 
Bürger verzichtet wird? 

Kann das Bundespresseamt, das die englisch- 
sprachige Zeitschrift „German International" 
ganz oder teilweise finanziert, Einfluß auf den 
Inhalt der Veröffentlichungen nehmen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in einem 
Artikel der Septembernummer 1970 die Ost- 
politik der Bundesregierung dadurch in ein 
falsches Licht gerückt wird, daß sie als Fort- 
setzung der preußischen und nationalsozia- 
listischen „Rußlandpolitik" dargestellt wird? 


Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


105. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


Wie ist nach Auffassung der Bundesregierung 
der zweite Satz des Artikels 3 im deutsch-so- 
wjetischen Gewaltverzichtsvertrag, in dem 
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106. Abgeordneter 
Hansen 


107. Abgeordneter 

Weigl 


108. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


109. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


sich die Bundesregierung verpflichtet, die 
territoriale Integrität aller Staaten in Europa 
in ihren heutigen Grenzen uneingeschränkt 
zu achten, vereinbar mit dem Antwortschrei- 
ben des Auswärtigen Amtes vom 27. August 
1970 (s. „Baltische Briefe" 9/70) auf eine An- 
frage des Baltischen Rats bezüglich des Stand- 
punktes der Bundesregierung zur Frage der 
Baltischen Staaten, wo es heißt, daß die Bun- 
desregierung ihren bekannten Standpunkt in 
der Frage der Baltischen Staaten — der zu- 
letzt in einem Schreiben des Bundesinnen- 
ministeriums vom 14. Juni 1968 an die IRO als 
„Nichtanerkennung der von der Sowjetunion 
durchgeführten Annektion der Baltischen Staa- 
ten" formuliert worden war — ■ nicht geändert 
habe? 

Wann ist damit zu rechnen, daß das zur Zeit 
noch dem Foreign Office der USA unterge- 
ordnete „Document Center" (Berlin), das wich- 
tige Dokumente aus der Zeit des National- 
sozialismus enthält, in die Zuständigkeit des 
Innenministeriums übergeführt wird? 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen 
deutscher Diplomaten, daß der vom UN-Unter- 
ausschuß zur Verhinderung von Diskriminie- 
rungen und zum Schutz der Minderheiten der 
Menschenrechtskommission der Vereinten Na- 
tionen unterbreitete Resolutionsvorschlag, 
außer dem Verbot von Organisationen nazi- 
stischen und rassistischen Charakters auch 
Gruppen, die sich als Krieger-, Veteranen- 
oder Flüchtlingsverbände tarnen, eine Betäti- 
gungserlaubnis zu versagen, das Ziel einer 
Einmischung in innere Angelegenheiten der 
Bundesrepublik Deutschland verfolgt? 

Kann die Bundesregierung die Meldung der 
Deutschen Presseagentur vom 26. September 
1970 bestätigen, derzufolge Bundesaußenmini- 
ster Scheel vor Ausländskorrespondenten in 
New York erklärt haben soll, Polen habe das 
Recht, in gesicherten Grenzen zu leben, die 
Bundesregierung respektiere die Oder-Neiße- 
Linie als Westgrenze Polens, müsse aber den 
Vorbehalt machen, daß diese Grenzregelung 
in einem Friedensvertrag, falls ein solcher 
zustande kommen sollte, bestätigt werde? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
diese Erklärung des Biindesaußenministers im 
Widerspruch zu der Antwort steht, in der er 
am 29. April 1970 in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages auf die Frage des 
Vorsitzenden der CDU/CSU, Dr. Barzel, ob die 
Bundesregierung eine Absichtserklärung für 
die Flaltung der Bundesrepublik Deutschland 
für den Fall einer friedensvertraglichen Rege- 
lung plane, diese Frage verneint hatte? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Lenzer 


Wie ist der augenblickliche Sachstand in der 
Frage des beschlagnahmten privaten deut- 
schen Ausiandsvermögens? 


2. Abgeordneter Welche Maßnahmen zu einer Lösung des Pro- 
Lenzer blems sind von der Bundesregierung in der 

Vergangenheit ergriffen worden oder noch 
beabsichtigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Sind Pressemeldungen zutreffend, daß Teile 
Biechele des ehemaligen Reichsfilmarchivs, die in der 

Bundesrepublik Deutschland lagern (im Bun- 
desarchiv in Koblenz und bei der Murnau- 
Stiftung in Wiesbaden), von Verderb und Zer- 
fall bedroht sind, weil deren Auswertung 
wegen unzureichender Finanzmittel viel zu 
langsam erfolgt? 


4. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Biechele rung, dieses historisch wertvolle und teilweise 

unersetzliche Dokumentär- und Spielfilmma- 
terial zu sichern und für eine sachgerechte 
und breite Auswertung zu erschließen? 


5. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 


Wird die Bundesregierung bei der Verabschie- 
dung des Dritten Besoidungsneuregelungsge- 
setzes Konsequenzen aus der Festlegung der 
„Ingenieurzulage" in den Ländern ziehen, 
nachdem in der vorletzten Woche auch das 
Land Hamburg diese Zulage erhöht hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


b. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Verein- 
Höcherl fachung des Einzugsverfahrens der Kfz. -Steuer 

künftig für Steuerzahlung und Zulassung ver- 
schieden farbige Plaketten auszugeben, und 
ist beabsichtigt, die Besteuerung der PKW's 
nach Hubraum zu reformieren? 
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7. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben über die 
Weigl Zahl der Arbeitnehmer machen, die nach Aus- 

bezahlung der Weihnachtsgratifikation erst- 
mals den Lohnsteuerzuschlag bezahlen muß, 
wenn es bei dem jetzt geltenden Weihnachts- 
freibetrag bleiben sollte? 


Geschäftsbereich des Bvmdesministers für Wirtschaft 


8. Abgeordneter 

Kiechle 


Hält die Bundesregierung ihre Voraus- 
schau der realen und nominalen Wachstums- 
raten für 1971 noch für realistisch? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


9. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Nichtberücksichtigung der Mehrwertsteuer 
bei der Beihilfenberechnung für Landwirte 
— und hier insbesondere bei forstwirtschaft- 
lichen Zusammenschlüssen — im Zonenrand- 
gebiet unnötige Härten entstehen? 


10. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


Welche Förderungsmaßnahmen will die Bun- 
desregierung ergreifen, um die dadurch für 
das Zonenrandgebiet entstehende nachteilige 
kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung 
wieder rückgängig zu machen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


11. Abgeordneter Sind die Ausführungen des VdK-Vizepräsi- 
Burger denten Weishäupl zutreffend, wonach auftre- 

tende bürokratische Hindernisse im Renten- 
kapitalisierungsverfahren zu einer Gefähr- 
dung für den Wohnungsbau von Kriegsopfern 
und zu unerträglichen Schwierigkeiten bei der 
Weiterführung geplanter oder begonnener 
Bauvorhaben geführt haben? 


12. Abgeordneter Wie soll die von vielen Seiten angeregte Ein- 
Weigl führung eines Bildungsurlaubs finanziert wer- 

den, wenn die Bundesanstalt für Arbeit bei 
der gegenüber dem Landesverband Bayern 
der Deutschen Kolpingsfamilie abgegebenen 
Stellungnahme bleiben sollte, wonach „eine 
ins Gewicht fallende zusätzliche Belastung 
der Bundesanstalt für Arbeit angesichts ihrer 
gegenwärtigen und absehbaren Haushaltstage 
nicht in Frage kommen dürfte"? 
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13. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die neueste Auf- 
Kiechle fassung der Bundesanstalt für Arbeit, wonach 

1971 mit einem Anstieg der „sichtbaren und 
unsichtbaren Arbeitslosigkeit gerechnet wer- 
den müsse"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


14. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Trifft es zu, daß ein zur Bundeswehr als Zeit- 
oder Berufsoffizier übertretender Leutant der 
Reserve mit abgeschlossenem Studium an 
einer staatlichen Ingenieurschule in bezug auf 
seine Chancen zum Weiterkommen gegen- 
über den jungen Offizieren der technischen 
Truppe, die die Akademie für Maschinenbau 
in Darmstadt (eine bundeswehreigene Ein- 
richtung) besucht haben, absolut benachteiligt 
ist? 


15. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Ist es im Sinne der Bundesregierung, wenn 
das Kreiswehrersatzamt Mainz einen Wehr- 
pflichtigen mitten aus einem viermonatigen 
Kursus an der Finanzschule Edenkoben heraus 
zum 1. Oktober einberuft, weil der Ausbil- 
dungsabschnitt noch nicht weitgehend geför- 
dert sei, obwohl die Zurückstellung um drei 
Monate das Problem hätte lösen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


16. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 

Burger klärungsserie des ZDF für die Kleinen „Das 

Wunder des Lebens", die von Sexologen und 
nach Meinung der Bundeszentrale für gesund- 
heitliche Aufklärung einen Rückfall bedeute 
und nicht modern sei? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


17. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft geben, 

Storm wann die Bundesstraße 501 im Streckenab- 

schnitt Augustenhof-Grube ausgebaut sein 
wird mit dem Ziel, den dort bestehenden Eng- 
paß zu beseitigen und somit eine Entlastungs- 
straße für die Europastraße 4 im Bereich des 
Abschnittes Neustadt (Holst) und Heiligen- 
hafen zu schaffen, um so auch die erhebliche 
Unfallhäufigkeit auf diesem Streckenabschnitt 
zu senken? 
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18. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft geben, 

Storni wann der Ausbau der Bundesstraße 76 im 

Streckenabschnitt Kiel-Raisdorf in Angriff ge- 
nommen wird, und hält die Bundesregierung 
einen vierspurigen Ausbau für ausreichend 
oder ist sie mit mir der Meinung, daß diese 
Strecke sechsspurig ausgebaut werden müßte, 
um den täglichen Berufsverkehr flüssig ab- 
wickeln zu können? 

19. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Hauff Autobahnpolizei Nordwürttemberg eine neue 

Unfalltypenstreckenkarte der Öffentlichkeit 
vorgeführt hat und in dieser die Anschluß- 
stelle Stuttgart-Flughafen zu den gefährlich- 
sten Autobahnabschnitten gezählt wird? 

20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Vorstel- 

Dr. Hauff lungen der Autobahnpolizei zu entsprechen 

und raschmöglichst den Bau einer sogenann- 
ten Verzögerungsspur zu veranlassen? 

21. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Schmitt- rung, die Arbeiten an der neuen B 44 im Kreis 

Vockenhausen Groß Gerau — nicht zuletzt im Hinblick auf 

die zahlreichen Ortsdurchfahrten und schienen- 
gleichen Bahnübergänge ■ — zu beschleunigen? 

22. Abgeordneter Wie steht es mit den Fertigstellungsterminen 

Dr. Schmitt- nach dem heutigen Stand? 

Vockenhausen 

23. Abgeordneter Treffen die Befürchtungen der Stadt Burghau- 

Dasch sen zu, daß die Deutsche Bundesbahn entge- 

gen den mehrfach gegebenen Zusicherungen, 
den Neubau des Bahnhofempfangsgebäudes 
in Burghausen 1970 noch nicht beginnt? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre Verkehrs- 
sicherungspflicht an der Bundesfernstraße B 8 
im Bereich zwischen Königstein und Glashüt- 
ten im Taunus, in dem es in letzter Zeit zu 
einer Häufung von Zusammenstößen mit Wild 
gekommen ist, und wobei in dieser Woche 
zwei Menschen getötet und vier weitere ver- 
letzt wurden, noch vor dem erst für das Früh- 
jahr 1972 vorgesehenen Abschluß des Ver- 
suchsprogramms zur Erprobung von Wild- 
schutzzäunen wirkungsvoller zu erfüllen als 
durch das Aufstellen von Warnzeichen mit der 
Aufschrift „Wildwechsel", um einer weiteren 
Gefährdung von Menschen und Tier zu begeg- 


25. Abgeordneter Bis zu welchem Jahr ist mit dem Beginn der 
Dasch Bauarbeiten bei den im Ausbauplan vorgese- 

henen Bundesautobahnstrecken München — 
Mühldorf — Passau und Regensburg — Lands- 
hut — Traunstein zu rechnen? 


24. Abgeordneter 

Kiep 
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26. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß beim 

Rock Posttelegrafenamt in Braunschweig die perso- 

nelle Besetzung so schwach ist, daß über 
Stunden die Aufnahme telegrafisch durchzu- 
gebender Telegramme unmöglich wird und 
der Telegrafendienst über den Fernsprecher 
nicht erreichbar ist? 

27. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Rock dem offensichtlichen personellen Notstand im 

Telegrammdienst des Postamtes Braunschweig 
abzuhelfen? 

Treffen Pressemitteilungen zu, daß nach den 
Plänen der vom Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen eingesetzten zentralen 
Projektgruppe für die Neuverteilung des Auf- 
gabenbereichs der Deutschen Bundespost die 
Auflösung der Oberpostdirektion Regensburg 
geplant sei? 

29. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Oberpostdirektion Re- 
Unertl gensburg deswegen aufgelöst werden soll, 

weil sie die von der Projektgruppe festge- 
setzte Mindestgröße nicht erreichte und dem- 
nach das Gebiet Niederbayern der Oberpost- 
direktion München und das Gebiet Oberpfalz 
der Oberpostdirektion Nürnberg zugeteilt 
werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


30. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
Erpenbeck Städtebau und Wohnungswesen vom 25. bis 

zum 27. Juni 1970 einen Betriebsausflug nach 
Bremen und Flelgoland veranstaltet hat, der 
weitgehend von der „Neuen Heimat" finan- 
ziert worden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


31. Abgeordneter Wieviel Fälle sind der Bundesregierung seit 
Benda dem Sommer 1967 bekanntgeworden, in denen 

Reisende aus der Bundesrepublik Deutschland, 
die früher ihren Wohnsitz in Mitteldeutsch- 
land hatten, bei Reisen in osteuropäische Län- 
der von den dortigen Behörden wegen „Repu- 
blikflucht" und sonstiger angeblicher Straf- 
taten (Boykotthetze, Sabotage u. ä.) festge- 
nommen und an die Behörden der „DDR" aus- 
geliefert worden sind? 


28. Abgeordneter 

Unertl 
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32. Abgeordneter In wieviel derartigen Fällen konnte die Bun- 
Benda desregierung die Freilassung der Verhafteten 

und ihre Rückkehr in die Bundesrepublik 
erreichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


33. Abgeordneter In welcher Höhe beabsichtigt die Bundesregie- 
Haase rung, von den im Rahmen des Bundeshaus- 

(Kassel) haltsplanes für das Haushaltsjahr 1971 bean- 

tragten Investitionsmitteln für die wissen- 
schaftlichen Hochschulen Bundeszuschüsse für 
Planung, Grunderwerb, äußere Erschließung 
und Ausbau der Gesamthochschule Kassel zur 
Verfügung zu stellen? 


Bonn, den 2. Oktober 1970 



